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rend 14 Staaten dagegen stimmten und 13 sich der Stimme 
enthielten. Da während dieser Sitzung der Vollversamm­
lung gleichzeitig der Rechtsausschuß tagte, konnte eine 
Reihe von Delegierten nicht an der Abstimmung in der 
Vollversammlung teilnehmen. Deshalb erklärten 21 Dele­
gationen anschließend dem UN-Sekretariat, daß sie für die 
Resolution gestimmt hätten, wenn sie in der Vollversamm­
lung anwesend gewesen wären.7

Bei der Abstimmung konnten die USA ihre Absicht, daß 
alle NATO-Staaten geschlossen gegen die Resolution stim­
men, nicht durchsetzen. Während sich Griechenland nach­
drücklich für die Ausarbeitung eines Weltvertrags über 
Gewaltverzicht aussprach und demzufolge für die Resolu­
tion stimmte, enthielten sich die Türkei und Portugal der 
Stimme.

Durch ihr Votum gegen die Ausarbeitung eines Welt­
vertrags über Gewaltverzicht haben die USA und einige 
andere NATO-Länder ein weiteres Mal gezeigt, welchen 
Kurs sie in den internationalen Beziehungen steuern 
möchten.

Aufdeckung und Beseitigung der Ursachen 
des internationalen Terrorismus

In der Debatte des Rechtsausschusses zum Bericht des
„ad-hoc-Ausschusses über internationalen Terrorismus“8

wurde von den sozialistischen Staaten sowie der großen
Mehrheit der Entwicklungsländer übereinstimmend positiv 
eingeschätzt, daß sich der ad-hoc-Ausschuß erstmalig vor­
rangig mit den Ursachen des internationalen Terrorismus 
beschäftigt hat. Indien und 11 weitere nichtpaktgebundene 
Staaten hatten dazu im ad-hoc-Ausschuß eine Studie vor­
gelegt, in der u. a. Kolonialismus, Rassismus, Aggression, 
Besetzung ausländischer Territorien, Faschismus, Neofa­
schismus, Expansionspolitik und Hegemonismus sowie 
Ursachen wirtschaftlicher und sozialer Natur aufgeführt 
sind. Damit wurde insbesondere auf den Staatsterrorismus 
als die gefährlichste Form des internationalen Terrorismus 
hingewiesen.

Die Vertreter der sozialistischen Staaten und der Ent­
wicklungsländer verurteilten in ihren Stellungnahmen 
zum Bericht erneut jegliche Akte des internationalen Ter­
rorismus, da solche Akte gegen den Prozeß der Entspan­
nung und die friedliche internationale Zusammenarbeit 
gerichtet sind. Sie unterstrichen die Notwendigkeit, die 
Ursachen für den internationalen Terrorismus weiterhin 
aufzudecken und zu beseitigen. Ebenso wie die sozialisti­
schen Staaten stellten zahlreiche Redner aus den Entwick­
lungsländern klar, daß der bewaffnete Kampf der nationa­
len Befreiungsbewegungen gegen kolonialistische, rassisti­
sche und andere Formen der Fremdherrschaft nichts mit 
Terrorismus zu tun hat und daß künftige Maßnahmen 
gegen den internationalen Terrorismus in keiner Weise den 
Kampf der nationalen Befreiungsbewegungen beeinträch­
tigen dürfen.9 Die Delegierten der kapitalistischen Staaten 
ignorierten in ihren Stellungnahmen die Frage der Ursa­
chen des internationalen Terrorismus und damit auch das 
dazu im ad-hoc-Ausschuß vorgelegte Arbeitspapier.

Im Rechtsausschuß wurden die vom ad-hoc-Ausschuß 
angenommenen Empfehlungen „für praktische Maßnahmen 
für eine Zusammenarbeit zur baldigen Überwindung des 
Problems des internationalen Terrorismus“ ausführlich 
erörtert. Die Vertreter der UdSSR, der DDR und anderer 
Staaten wiesen darauf hin, daß es nicht nur darauf an­
kommt, bestehenden internationalen Konventionen gegen 
den Terrorismus beizutreten, sondern daß es vor allem 
notwendig ist, die erforderlichen innerstaatlichen Voraus­
setzungen für die Verhinderung und strenge Bestrafung 
von Terrorakten zu schaffen.10 * In diesem Zusammenhang 
wurde erneut die Aufmerksamkeit darauf gelenkt, daß 
einige westliche Staaten unterschiedliche Maßnahmen bei 
der Verfolgung von Terrorakten praktizieren und gefähr­

liche Terroristen, insbesondere Flugzeugentführer, nicht an 
sozialistische Staaten ausliefern.11

Am 3. Dezember 1979 wurde von Afghanistan und 15 
weiteren Koautoren im Rechtsausschuß ein Resolutionsent­
wurf eingebracht; er betrifft „Maßnahmen zur Verhinde­
rung von internationalem Terrorismus, der das Leben 
unschuldiger Menschen bedroht oder vernichtet oder 
menschliche Grundfreiheiten gefährdet, sowie zur Unter­
suchung der Ursachen derjenigen Formen von Terrorismus 
und Gewaltakten, die aus Elend, Enttäuschung, Leid und 
Verzweiflung resultieren und manche Menschen beim Ver­
such der Herbeiführung radikaler Veränderungen zum 
Opfer von Menschenleben — einschließlich ihres eigenen — 
veranlassen“.12 In diesem Resolutionsentwurf werden alle 
Staaten u. a. aufgefordert,
— sowohl allein als auch in Zusammenarbeit mit anderen 

Staaten sowie relevanten ÜN-Organen zur fortschrei­
tenden Beseitigung der dem internationalen Terroris­
mus zugrunde liegenden Ursachen beizutragen;

— entsprechend ihrer völkerrechtlichen Pflicht sich nicht 
an Terrorakten gegen andere Staaten zu beteiligen oder 
solche Akte vom eigenen Territorium aus nicht zu 
dulden;

— auf nationaler Ebene alle angemessenen Maßnah­
men zur schnellen und endgültigen Beseitigung des 
internationalen Terrorismus zu gewährleisten, wie z. B. 
die Harmonisierung der nationalen Gesetzgebung mit 
internationalen Konventionen, die Erfüllung übernom­
mener internationaler Verpflichtungen und andere 
Maßnahmen;

— mit anderen Staaten enger zusammenzuarbeiten, insbe­
sondere durch den Austausch von relevanten Informa­
tionen über die Verhinderung und Bekämpfung von 
Terrorakten sowie durch den Abschluß von speziellen 
Verträgen oder die Aufnahme spezieller Bestimmungen 
in bilaterale Verträge über die Auslieferung oder Ver­
folgung internationaler Terroristen.
Diejenigen Staaten, die noch nicht Mitglied der beste­

henden internationalen Konventionen zur Bekämpfung 
der verschiedenen Aspekte des internationalen Terroris­
mus sind, werden aufgefordert, diesen beizutreten.

Darüber hinaus werden sowohl die UN-Vollversamm- 
lung als auch der UN-Sicherheitsrat ersucht, allen Situatio­
nen, die internationalen Terrorismus hervorrufen und den 
Frieden und die internationale Sicherheit gefährden kön­
nen (wie z. B. Kolonialismus, Rassismus und Fremdherr­
schaft), besondere Aufmerksamkeit zu schenken, um erfor­
derlichenfalls entsprechende Maßnahmen gemäß der UN- 
Charta (einschlifeßlich der in Kapitel VII festgelegten 
Maßnahmen bei Bedrohung des Friedens, bei Friedens­
brüchen und Angriffshandlungen) anzuwenden. Der UN- 
Generalsekretär wird u. a. beauftragt, die Realisierung der 
Empfehlungen des ad-hoc-Ausschusses zu verfolgen und 
der 36. Tagung der UN-Vollversammlung dazu einen Be­
richt vorzulegen.

Dieser Resolutionsentwurf wurde am 4. Dezember 1979 
vom Rechtsausschuß mit 96 Stimmen (darunter die sozia­
listischen Staaten und die große Mehrheit der Entwick­
lungsländer) gegen die Stimme Israels sowie bei 20 Stimm­
enthaltungen (darunter die NATO-Staaten, Neuseeland 
und Japan) angenommen. In der Sitzung der UN-Vollver­
sammlung am 17. Dezember 1979 stimmten 118 Staaten für 
die Resolution 34/145, kein Staat stimmte dagegen, 22 Län­
der enthielten sich der Stimme. Die NATO-Staaten verwei­
gerten der Resolution ihre Zustimmung, weil in ihr das 
unveräußerliche Recht auf Selbstbestimmung- und Unab­
hängigkeit aller Völker unter kolonialen und rassistischen 
Regimes und anderen Formen der Fremdherrschaft unter­
strichen, die Rechtmäßigkeit des Kampfes der nationalen 
Befreiungsbewegungen betont sowie die Fortsetzung von 
repressiven und terroristischen Akten durch koloniale, 
rassistische und fremde Regimes ausdrücklich verurteilt 
wird.


